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„Bei einer rechtswissenschaftlichen Untersuchung, 
welche an das Gebieth der Pol i t ik streift,  ist man 
dem Einfluß vorgefaßter  Meinungen ausgesetzt. Je-
doch mein Zweck ist erreicht, wenn die Abhandlung 
Andern Veranlassung giebt, dieselbe Aufgabe zu er-
örtern oder auch mich zu widerlegen." 

K. S. Zachariä, 1834. 





Vorwort 

Die Indemnität* hatte bisher in der parlamentsrechtlichen Literatur 
wenig Beachtung gefunden. Sieht man einmal von den Kommentierun-
gen der entsprechenden Ar t ike l in den einzelnen Verfassungen und den 
meist sehr kurzen Ausführungen in den staatsrechtlichen Lehrbüchern 
ab, so blieben im wesentlichen nur die leider inzwischen zeitlich über-
holte Arbeit von Hubrich und einige knapp abgefaßte Dissertationen, 
zuletzt die von Linden, die viele Fragen offen  läßt. 

Auch die Rechtsprechung hatte sich nur sporadisch mit Fragen der 
Indemnität beschäftigen müssen. Um so mehr hat die vor drei Jahren 
ergangene Entscheidung des Bundesgerichtshofes** Beachtung gefun-
den, zumal sie die erste Entscheidung eines oberen Bundesgerichts zu 
diesem Thema darstellt. Das Urtei l hat Anlaß zu breiten Erörterungen 
in den Parlamenten gegeben; die Parlamentspräsidenten haben sich auf 
ihrer Tagung im Frühjahr 1980 eingehend mit der Indemnität befaßt. 
Die Wissenschaft hat sich nunmehr ebenfalls etwas intensiver mit dem 
Thema befaßt. Auf allen Seiten wurde Unsicherheit erkennbar. Inzwi-
schen ist auch ein Verfahren  beim Bundesverfassungsgericht  anhängig. 

Dies rechtfertigt  es, sich einmal näher mi t der Frage zu beschäftigen. 
Dabei kann einleitend auf eine skizzenhafte Darstellung der Geschichte 
des Rechtsinstituts in Deutschland nicht verzichtet werden. Es muß ins-
besondere auf die Indemnität in ihrer jeweiligen zeitgeschichtlichen 
Bedeutung eingangen werden, um voreiligen Schlüssen vorzubeugen, 
das „bewährte" Institut müsse so, wie es gegenwärtig ausgeformt ist, 
auch erhalten bleiben. Der Blick muß frei  bleiben für Reformen, dort 
wo Veränderungen des gesamten Rechtssystems und die Verfassungs-
wirkl ichkeit sie notwendig machen. Beyer***  hat dies hinsichtlich der 
Immunität treffend  so ausgedrückt: „ . . . mi t einer neuen Verfassung 
muß jedesmal geprüft  werden, ob das einzelne Rechtsinstitut noch eine 

* Als Indemnität bezeichne ich das i n Ar t . 46 Abs. 2 GG und den entspre-
chenden Ar t i ke ln der Landesverfassungen geregelte Rechtsinstitut, das man 
im Deutschen woh l am besten mi t „Garantie der Rede- und Abstimmungs-
freiheit  i m Parlament" wiedergibt (dazu Rinck,  S. 248 Fn. 2). I m übrigen h i l f t 
ein terminologischer Streit (s. Linden,  S. 2/3; Jellinek,  S. 17; Maunz,  in: 
MDHS, Erl. RdNr. 2 ff.  zu Ar t . 46; Beyer,  S. 22/23; vgl. auch Ar t . 81 der SL 
Verf)  nicht weiter. 

** Β GHZ 75, 384. 
*** S. 26. 
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Berechtigung außer der Berufung auf Al ter und Tradition und damit, 
positiv gewendet, aus der Ordnungssetzung der Verfassung selbst be-
anspruchen darf." 

Im Rahmen dieses geschichtlichen Abrisses wi rd speziell auch die Ent-
wicklung der Indemnität in Großbritannien und in Frankreich darge-
stellt werden müssen, da diese für Deutschland von großer Bedeutung 
gewesen ist. Im übrigen habe ich aber auf breitere rechtsvergleichende 
Ausführungen verzichten müssen, da die Indemnität nicht gesondert 
betrachtet werden kann, sondern nur im Zusammenhang mit dem Ge-
samtstatus des Abgeordneten und dem jeweiligen Rechtssystem. Dies 
alles für ausländische Verhältnisse zu untersuchen, ist vom Umfang her 
in dieser Arbeit nicht möglich. 

Wolf  gang Hürth 
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Α. Die Geschichte der Indemnität 

I. Die Entwicklung in Deutschland bis 1800 

1. Das germanische Thing1 

Wenn man eine Geschichte der Garantie für Rede- und Meinungs-
freiheit  in repräsentativen Gremien in Deutschland schreiben wi l l , so 
liegt es nahe zu fragen — wie Linden  es tu t2 —, ob es etwas Vergleich-
bares schon bei unseren Vorfahren,  den Germanen, gab, die in der 
Volksversammlung, dem Thing, noch die direkte „Demokratie" übten. 
Die Frage ist aber wohl negativ zu beantworten. Das, was w i r über das 
Thing wissen (die Quellen beziehen sich im wesentlichen etwa auf die 
Zeit seit der Geburt Christi), läßt vermuten, daß es im allgemeinen 
kein Diskussionsgremium war. Es war vielmehr Beschlußgremium so-
wie Heeres- und Opferversammlung  zugleich, über die die Fürsten die 
formelle Leitungsgewalt hatten. Diese berieten auch alle Angelegen-
heiten vor, entschieden die kleineren endgültig und brachten nur die 
größeren vor das Plenum.3 Das Volk konnte die Vorschläge lediglich 
annehmen oder ablehnen; Beschlüsse wurden einstimmig gefaßt, Ab-
stimmung und Meinungsbildung waren unbekannt.4 

Vor allem aber verlor die Volksversammlung, nachdem die Germanen 
in das Blickfeld der europäischen Geschichte getreten waren, bald an 
Bedeutung. Der Merowinger Chlodwig trat im 5. Jahrhundert bereits 
wie ein absoluter Herrscher auf; Befugnisse der Volksversammlung 

1 Die Bezeichnungen waren bei den einzelnen germanischen Stämmen un-
terschiedlich und wechselten teilweise auch i m Laufe der Zeit (Meister,  S. 19). 
Ich halte mich zunächst hier an den bei uns immer noch gebräuchlichsten 
Ausdruck. 

2 S.5. 
3 So Mitteis  /  Liebrich  (S. 25) unter Hinweis auf Tacitus,  Cap. 11; ähnlich 

Meister,  S. 20; Bosl,  Staat i m Mit telal ter, S. 707. 
4 Mitteis  /  Liebrich,  S.25; Kimminich,  S. 27. Meister  (S.20) meint unter Be-

rufung auf Brunner  (S. 177 Anm. 13) allerdings, daß es vor der Abst immung 
auch zu einer Diskussion kommen konnte; Brunner zieht diesen Schluß aber 
nur aus einer Stelle bei Tacitus  (Cap. 11), die sich mi t dem Gerichtsverfah-
ren befaßt. Nebenbei gesagt ist die während des Things bestehende Friedens-
pflicht i n diesem Zusammenhang unerheblich, da sie das Thing nicht über-
dauerte und deshalb allenfalls i n einer losen Beziehung zur heutigen Immu-
nität der Parlamentsabgeordneten steht. 
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waren auf den König übergegangen.6 Und ab dem 6. Jahrhundert schon 
wurde die alte Tradit ion der Volkswahl bei den Franken gebrochen 
und das Königtum — wenn auch in wechselhafter Entwicklung — erb-
lich.6 Während der späteren fränkischen Zeit war das Ding (wie es nun 
hieß) nur noch Gerichtsversammlung und wurde als solche allmählich 
durch das Grafengericht  verdrängt. 7 Die sächsische Stammesversamm-
lung in Marklô an der Weser, die bis dahin regelmäßig zusammengetre-
ten war, wurde nach der Eroberung Sachsens durch Kar l den Großen 
verboten.8 Eine kontinuierliche Entwicklung vom Thing zum modernen 
Parlament läßt sich für Deutschland also nicht nachweisen.9 

2. Die Versammlungen auf Reichsebene 

Es war nur ein Zeichen des erstarkten Königtums, daß die Königs-
würde erblich wurde. I n fränkischer  Zeit bildete sich langsam die Auf-
fassung heraus, die Regierungsgewalt gehe vom König aus und dieser 
sei Träger der Staatsgewalt. Zwar mußte Chlothar I I . 614 der Aristo-
kratie in einem Edikt — man nennt es gelegentlich die fränkische 
„magna Charta l ibertatum" — Zugeständnisse machen.10 Eine ständige 
Versammlung, die die Rechte des Königs immer stärker eingegrenzt 
hätte — wie später in England —, hat sich daraus aber nicht entwickelt. 
Der alte Geburtsadel wurde schließlich vom neuen Dienstadel aufge-
sogen, der vom König mit Grundbesitz und Schenkungen ausgestattet 
wurde und zu seinem Dienst verpflichtet war. 11 

In der nachkarolingischen Zeit entfiel die bis dahin geübte allgemeine 
Vereidigung des Volkes; nur noch die Großen des Reiches leisteten einen 
Eid. Und dieser Eid wandelte sich vom Beamteneid zum Lehnseid, der 
Staat wurde ein Feudalstaat.12 Die Überwucherung der Ämterorganisa-
t ion durch das Lehnswesen raubte dem König bald die Instrumente 
seiner Zentralgewalt, so daß er sich nicht energisch genug gegen die 
partikularistischen Bestrebungen wehren konnte.13 Das Reich zerfiel  in 

« Löwe,  S. 109; Zöllner,  S. 129. 
« Kimminich,  S. 25; vgl. auch Meister,  S. 41 ff. 
7 Meister,  S. 77 ff. 
β Kopp,  S. 51; s. a. Bosl,  Staat im Mit telal ter, S. 710. 
» So i m Ergebnis auch UUmann /  King-Hall,  S. 19/20. Al lerdings war nach 

Planitz  (S. 111) die spätere Eidgenossenschaft i n den Städten eine Schwur-
brüderschaft  nach germanischem Recht. 

io Meister,  S. 40/41. Diese betrafen die Besetzung der Grafenämter  und die 
Exemtion von der Tätigkeit der örtl ichen Beamten (Bosl,  Staat i m Mi t te l -
alter, S. 179; Löwe,  S. 127 f.). 

u Meister,  S. 65. 
12 Meister,  S. 90. 
is Kimminich,  S. 85. 
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Territorien. Dadurch wurde der königlichen Herrschaft,  obwohl der 
König in der Theorie ein so gut wie unumschränkter Herrscher blieb, 
in Wirkl ichkeit die Grundlage entzogen. Der König hatte nur kümmer-
liche Einnahmen. Die Masse der Einwohner des Reiches war zu mittel-
baren Untertanen geworden.14 

Wohl deshalb haben der Reichstag (dessen Rechte und Pflichten, des-
sen Zusammensetzung und Zuständigkeit sowie dessen Verfahren  trotz 
einiger Reformversuche  nie dauerhaft  geregelt worden sind) und die 
Kurfürstenversammlung  nicht die Form eines Parlaments angenom-
men. Sie haben niemals eine größere aktive Rolle gespielt, wei l die 
Sonderinteressen meist stärker waren als die Gesamtinteressen, die sich 
darauf beschränkten (und beschränken konnten), die Forderungen des 
Kaisers abzuwehren.15 Die Reichstage glichen — wie Kopp  bemerkt 16 — 
eher völkerrechtlichen Delegiertenversammlungen denn parlamentari-
schen Einrichtungen.17 Eine ständische Reichsregierung kam nicht zu-
stande.18 Das Ringen um die Beteiligung der Untertanen oder wenig-
stens der Stände an der Regierung fand bis in das 19. Jahrhundert aus-
schließlich in den Territorien statt. 

3. Die frühe Stadtverfassung 

Die seit der karolingischen Zeit sich entwickelnden Städte waren 
meist den Territorien eingegliedert; daneben gab es einige wenige 
königliche Städte. Seit dem 12. Jahrhundert traten neben die herrschaft-

Härtung,  Verfassungsgeschichte, S. 8/9. Bosl  (Herrscher und Beherrschte, 
S. 26) ver t r i t t für das 10. bis 12. Jahrhundert die Auffassung,  daß auf dem 
damaligen Kul turn iveau Herrschaft  über größere Gebiete nicht möglich ge-
wesen sei, ohne daß man den Helfern i n der Herrschaftsausübung und dem 
Rivalen Ante i l an der Herrschaft  gab; er sieht darin eine Teilhabe und M i t -
bestimmung, die i n genossenschaftlichen Formen ausgeübt wurde. 

is Härtung,  Verfassungsgeschichte, S. 11/12; s.a. Baethgen,  S.690ff.  Lord 
(S. 128) weist darauf hin, daß in ganz Europa sich die königlichen Berater-
gremien nur dann zu Parlamenten entwickelten, wenn (a) die Konsultationen 
regelmäßig und nicht nur sporadisch stattfanden, (b) die A r t der Repräsen-
tat ion feste Formen annahm und (c) sie ein gewisses Maß an Macht und Ver-
antwortung erreichten (vgl. auch Oestreich, Herrschaftsverträge,  und die A b -
handlung von Härtung zum gleichen Thema). Zu den Reform versuchen und 
der gegenüber England unterschiedlichen Entwicklung des Reichstags vgl. 
Ollmann  /  King-Hall,  S. 24 ff.;  s. außerdem Menger,  S. 17 ff. 

1 6 S. 73; s. a. Oestreich, Verfassungsgeschichte, S. 390. 
1 7 Wenn auch Reichs- und Hoftage gelegentlich als „parlamentum" bezeich-

net wurden, vgl. Fn. 20 und Bosl,  Staat, S. 827. Zum schwerfälligen Verfahren 
des Reichstags s. Buchda,  S. 235/236. Buchda  (S. 239) berichtet auch, daß alle 
Anträge, die zur Beratung im Reichstag kommen sollten, dem Direktor ium 
des Reichstags gedruckt übergeben werden mußten; die Annahme konnte 
u. a. verweigert werden, wenn Ungebührliches über den Kaiser gesagt wurde. 
Vgl. ferner  Aulinger,  S. 209 ff. 

is Oestreich,  Verfassungsgeschichte, S. 366 ff. 

2 Härth 




